
Große Lehrbücher

Staatshaftungsrecht

von
Prof. Dr. Fritz Ossenbühl, Prof. Dr. Matthias Cornils

6. Auflage

Staatshaftungsrecht – Ossenbühl / Cornils

schnell und portofrei erhältlich bei beck-shop.de DIE FACHBUCHHANDLUNG

Thematische Gliederung:

Staatshaftungs- und Wiedergutmachungsrecht, offene Vermögensfragen

Verlag C.H. Beck München 2013

Verlag C.H. Beck im Internet:
www.beck.de

ISBN 978 3 406 64151 0

http://www.beck-shop.de/productview.aspx?product=10661374&utm_source=pdf&utm_medium=clickthru_ihv&utm_campaign=pdf_10661374&campaign=pdf/10661374
http://www.beck-shop.de/productview.aspx?product=10661374&utm_source=pdf&utm_medium=clickthru_ihv&utm_campaign=pdf_10661374&campaign=pdf/10661374
http://www.beck-shop.de?utm_source=pdf&utm_medium=clickthru_ihv&utm_campaign=pdf_10661374&campaign=pdf/10661374
http://www.beck-shop.de/trefferListe.aspx?toc=174&page=0&utm_source=pdf&utm_medium=clickthru_ihv&utm_campaign=pdf_10661374&campaign=pdf/10661374
http://www.beck.de


Überschrift 3 

I 

  
Druckerei C. H  . Beck 

Ossenbühl/Cornils, Staatshaftungsrecht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
  

 
Medien mit Zukunft

Revision, 07.12.2012     

OSSENBÜHL/CORNILS 

STAATSHAFTUNGSRECHT 
 

Revision 
Überschrift 2 
Überschrift 3 

 

beck-shop.de 



Überschrift 2 

II 

  
Druckerei C. H  . Beck 

Ossenbühl/Cornils, Staatshaftungsrecht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
  

 
Medien mit Zukunft

Revision, 07.12.2012     

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

beck-shop.de 



Überschrift 3 

III 

  
Druckerei C. H  . Beck 

Ossenbühl/Cornils, Staatshaftungsrecht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
  

 
Medien mit Zukunft

Revision, 07.12.2012     

STAATSHAFTUNGSRECHT 
 
 

von 
 

DR. FRITZ OSSENBÜHL 
EM. O. PROFESSOR AN DER RHEINISCHEN FRIEDRICH-WILHELMS-UNIVERSITÄT BONN 

 
 

und 
 

DR. MATTHIAS CORNILS 
PROFESSOR AN DER JOHANNES GUTENBERG-UNIVERSITÄT MAINZ 

 
 

 

6., neubearbeitete Auflage 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

Verlag C. H. Beck München 2013 

beck-shop.de 



Überschrift 2 

IV 

  
Druckerei C. H  . Beck 

Ossenbühl/Cornils, Staatshaftungsrecht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
  

 
Medien mit Zukunft

Revision, 07.12.2012     

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
www.beck.de 

 
 

ISBN 978 3 406 64151 0 
 

© 2013 Verlag C. H. Beck oHG 
Wilhelmstraße 9, 80 801 München 

 
Satz: Druckerei C. H. Beck Nördlingen 

(Adresse wie Verlag) 
 

Druck und Bindung: fgb . freiburger graphische betriebe GmbH & Co. KG 
Bebelstraße 11, 79108 Freiburg 

 
Gedruckt auf säurefreiem, alterungsbeständigem Papier 

(hergestellt aus chlorfrei gebleichtem Zellstoff) 

beck-shop.de 



Vorwort 

V 

  
Druckerei C. H  . Beck 

Ossenbühl/Cornils, Staatshaftungsrecht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
  

 
Medien mit Zukunft

Erstversand, 07.12.2012     

Erstversand 
 
 

Vorwort 
 
 
Seit der fünften Auflage des Lehrbuchs sind 14 Jahre verstrichen, eine angesichts der 

Änderung vieler relevanter Rechtsvorschriften und einer umfangreichen Haftungs-
rechtsprechung in den verschiedenen Gerichtsbarkeiten lange Zeitspanne. Die genann-
ten Veränderungen haben in einzelnen Teilen eine tiefgreifende Überarbeitung und 
vielfache Ergänzungen des Buches erforderlich gemacht. Grundstürzende Neu-
orientierungen des Staatshaftungsrechts haben freilich nicht stattgefunden, weder in der 
Gesetzgebung noch in der Rechtsprechung. Obwohl seit 1994 eine bundeseinheitliche 
Regelung des Staatshaftungsrechts getroffen werden kann (Art. 74 Abs. 1 Nr. 25 GG), 
ist von einem Reformwillen des Gesetzgebers nichts zu spüren. Die vom Gesetzgeber 
allein gelassene Rechtsprechung beschränkt sich verständlicherweise auf eine Fortent-
wicklung der einzelnen Haftungsgrundlagen und ihres Verhältnisses zueinander in klei-
nen Schritten. Nicht zuletzt dieser Befund rechtfertigt die Beibehaltung des bewährten 
Konzepts der früheren Auflagen: Die Darstellung geht weiterhin von der historisch 
gewachsenen Gemengelage aus gesetzlich verankerten und richterrechtlich herausge-
bildeten, teilweise mittlerweile in Gewohnheitsrecht erwachsenen Anspruchsinstituten 
aus. Primärer Gegenstand ist nach wie vor die Praxis des Staatshaftungsrechts, vor allem 
die Entschädigungsjudikatur der Gerichte. Kritische Kommentierung und theoretische 
Reflexion dieser Praxis sind damit keineswegs ausgeschlossen, vielmehr ein durchge-
hendes Hauptanliegen des Buches. 

An die Seite von Fritz Ossenbühl, der das Werk 1976 begründet und bis zur 5. Auf-
lage (1998) allein verfasst hat, ist nunmehr Matthias Cornils als Mitautor getreten. Beide 
Verfasser haben an der Überarbeitung aller Teile des Buchs mitgewirkt und tragen da-
für gleiche und ungeteilte Verantwortung.  

Das Buch ist gegenüber der Vorauflage im Umfang noch einmal erheblich gewach-
sen, ohne damit den Anspruch aufzugeben, eine übersichtliche Darstellung der Struk-
turen und Probleme des Staatshaftungsrechts zu bieten. Namentlich die Darstellungen 
der eigentumsverfassungsrechtlichen Ansprüche sind erheblich überarbeitet worden 
(4.-6. Teil). Diese Überarbeitung und teilweise Neufassung trägt der mittlerweile kon-
solidierten Rechtsprechung Rechnung, die den eigentumsgrundrechtlich gebotenen 
Ausgleich für unverhältnismäßige oder gleichheitswidrige Eigentumsopfer nach den 
Vorgaben des BVerfG für die meisten Fälle von der Enteignung (Art. 14 Abs. 3 GG) 
auf die ausgleichspflichtige Inhalts-und Schrankenbestimmung des Eigentums umge-
stellt hat. Zugleich sind aber auch die Zweifel an der Begründung und den Konse-
quenzen dieses heute praktizierten, auf der Grundlage eines engen Enteignungsbegriffs  
ruhenden eigentumsverfassungsrechtlichen Konzepts gewachsen. Ihnen wird vor allem 
im 4. Teil Raum gegeben. Sie unterstützen zudem die zu Recht auch von den Ge-
richten – gegen Kritik von Teilen der Literatur – bewahrte Einsicht, dass die tradierten 
richterrechtlichen Ansprüche aus enteignungsgleichem (5. Teil) und auch aus enteig-
nendem Eingriff (6. Teil) keineswegs entbehrlich oder gar verfassungswidrig geworden 
sind, sondern weiterhin eine wichtige Rolle im Gefüge des Haftungsrechts behalten. 
Dies gilt sogar auch noch für den allgemeinen Aufopferungsanspruch (3. Teil), wenn-
gleich praktisch in eher seltener lückenfüllender Funktion. 
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In die Neuauflage ist ein neuer 10. Teil aufgenommen worden, in dem über die 
etablierten eigentumsspezifischen und polizeirechtlichen (12. Teil) Ansprüche hinaus 
beispielhaft einige gesetzlich geregelte Sonderfälle einer verschuldensunabhängigen 
Staatshaftung dargestellt werden. Anlass für die gesonderte Darstellung ist namentlich 
die – aus unserer Sicht allerdings missratene – Neuregelung eines Entschädigungs-
anspruchs wegen überlanger Gerichtsverfahren durch Gesetz vom 24. November  
2011. Die Regelung ist eine verspätete und höchst unvollkommene Reaktion auf 
drängende Forderungen des EGMR und steht wie auch andere im 10. Teil aufge- 
führte Anspruchsgrundlagen exemplarisch für den Trend zu einer immer weiter voran-
schreitenden Kodifizierung von Entschädigungsansprüchen durch Spezialgesetze. Da-
rin mag man das sichtbare Zeichen eines elementaren rechtsstaatlichen Bedürfnisses 
nach Schadensausgleich und Wiedergutmachung für hoheitliche Beeinträchtigun- 
gen individueller Güter sehen. Das Gesetz über den Rechtsschutz wegen überlanger 
Gerichtsverfahren verdeutlicht andererseits aber auch, nicht anders als beispielsweise 
auch das Schicksal des heute nur noch auf eine Randexistenz in zwei Bundeslän- 
dern zurückgedrängten DDR-Staatshaftungsgesetzes (dazu 14. Teil), wie wirkmächtig 
die politischen und vor allem die fiskalisch motivierten Abwehrkräfte gegen einen ge-
genständlich und in der Rechtsfolge umfassenden Schadensausgleich für hoheitliche 
Schädigungen sind: Wie bei den richterrechtlichen Ansprüchen ist auch bei den spe-
zialgesetzlichen Ansprüchen das Staatshaftungsrecht vor allem ein Recht der Haftungs-
begrenzung, seiner Restriktion in den Voraussetzungen sowie im Haftungsinhalt und  
-umfang. 

Die Aufarbeitung der jüngeren Rechtsprechung erweist, dass die Gerichte in der 
Herausbildung und Anwendung bestimmter Haftungsgrundsätze, namentlich bei der 
Zurechnung von Schäden zur Verantwortung des Staates (Rechtswidrigkeitszusammen-
hang, Zurechnung aus dem Gesichtspunkt des Schutzzwecks der verletzten Norm), 
weiter vorangeschritten sind und zwar, deutlicher als früher, auch anspruchsinstituts-
übergreifend. Insofern zeichnen sich Ansätze einer richterrechtlichen Systembildung 
des Haftungsrechts ab, ohne dass allerdings schon von einem in sich geschlossenen,  
kohärenten und konsistenten System, wie es nur eine gesetzliche Kodifizierung der 
Staatshaftung begründen könnte, gesprochen werden kann (s. dazu 1. Teil). 

Nochmals erweitert worden ist die Darstellung auch des europäischen Haftungs-
rechts, im Fall des konventionsrechtlichen Entschädigungsanspruchs aus Art. 41 EMRK 
vor allem wegen der signifikant gesteigerten Rechtsprechungstätigkeit des EGMR 
(16. Teil), zur Eigenhaftung der Union (17. Teil) und unionsrechtlichen Staatshaftung 
der Mitgliedstaaten (15. Teil) auch wegen wichtiger Neuakzentuierungen in der 
Rechtsprechung der Unionsgerichte (z. B.: Haftung für judikatives Unrecht mitglied-
staatlicher Gerichte, Umstellung der unionsrechtlichen Haftung auf eine Haftung für 
Handlungsunrecht, nicht für Sonderopfer). 

Das Buch will ein möglichst umfassendes Bild des Staatshaftungsrechts in Deutsch-
land auf dem heutigen Stand der Rechtsentwicklung zeichnen. Es schildert nicht nur 
den äußeren Befund der Handhabung der verschiedenen Ansprüche in der Gerichts-
praxis, sondern sucht, wie auch schon in den Vorauflagen, die kritische Auseinander-
setzung mit den hinter jener Handhabung stehenden Grundannahmen und möglichen 
Alternativkonzepten. In dieser Zielsetzung wendet es sich zunächst an die professionell 
mit der Staatshaftung befassten oder daran interessierten Akteure in Verwaltung, Ge-
richten, Politik und Wissenschaft. Darüber hinaus versteht sich die Darstellung aber 
auch weiterhin als ein freilich über Basiswissen und Grundzüge hinausreichendes 
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Lehrbuch, das dem interessierten Studierenden Quelle der Belehrung und Anregung 
zu vertiefter Beschäftigung mit diesem Kernthema des Rechtsstaats sein soll. 

Für wertvolle Mitarbeit bei der Anfertigung des Typoskripts danken wir Frau 
Martina Weichel, Frau Jennifer Hatley und den Herren Dr. Christian Bickenbach, Adrian 
Franz, Benedikt Grunenberg, Tobias Kaufmann, Martin Mengden und Robin Schray. 

 
Bonn und Mainz, im Oktober 2012 
 
Fritz Ossenbühl Matthias Cornils 
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